
Antrag MIG-08: Vielfalt verteidigen- Für eine gerechte, humane 
und zukunftsorientierte Migrationspolitik 
Antragsteller*in: AWO Bezirksverband Niederrhein e.V.
Status: angenommen
Sachgebiet: MIG - Migration & Integration

 1 Die AWO fordert die Bundesregierung in der politischen Praxis zu einer anderen
 2 Migrations- und Asylpolitik auf, als im Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU und SPD
 3 beschrieben. Denn die im Koalitionsvertrag 2025 beschlossenen migrations- und
 4 asylpolitischen Vorhaben setzen einen Schwerpunkt auf Begrenzung, Kontrolle und
 5 Abschiebung. Aus Sicht der AWO werden damit zentrale gesellschaftliche Chancen und
 6 Potenziale verkannt und die Zukunft Deutschlands gefährdet. 

 7 1. Migration als Chance begreifen - nicht als Problem behandeln 

 8 Die AWO fordert, Migration als gesellschaftliche, wirtschaftliche und kulturelle
 9 Ressource anzuerkennen. Sie ist überzeugt davon, dass Vielfalt und Einwanderung unser
 10 Land bereichern und die Grundlage für ein zukunftsfähiges, solidarisches Gemeinwesen
 11 bilden. 
 12 Der Koalitionsvertrag beschreibt hingegen Migration als Belastung. So heißt es
 13 konkret im Vertrag: „Deshalb werden wir unter anderem das Ziel der ‚Begrenzung‘ der 
 14 Migration zusätzlich zur ‚Steuerung‘ wieder ausdrücklich in das Aufenthaltsgesetz 
 15 aufnehmen.“ (Zeilen 2965-2966)

 16 2. Abschiebungspolitik stoppen - Schutzreche garantieren 

 17 Die AWO lehnt eine migrationspolitische Strategie ab, die auf Abschreckung und
 18 Abschiebung setzt. Gef㘶üchtete Menschen haben Rechte, Potenziale und Bedürfnisse und
 19 sind keine sicherheitspolitischen Objekte. 
 20 Allerdings verschärft der Koalitionsvertrag die Abschiebepraxis drastisch: 

 21 „Nach Afghanistan und Syrien werden wir abschieben – beginnend mit Straftätern und 
 22 Gefährdern.“ (Zeilen 3045-3046)
 23 „Wir setzen den Familiennachzug zu subsidiär Schutzberechtigten befristet für zwei 
 24 Jahre aus.“ (Zeilen 2975-2976). 

 25 3. Humanitäre Verantwortung übernehmen- Aufnahmeprogramme sichern, legale 
 26 Zuwanderungswege fördern 

 27 Die AWO fordert, dass die Bundesregierung neben dem Schutz durch Asyl auch weitere
 28 legale Wege der Einwanderung konsequent ausbaut und stärkt. Dazu gehören
 29 beispielsweise die weitere Stärkung des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes für
 30 qualif㘶zierte Fachkräfte, für Auszubildende und Studierende. Solche klar geregelten,
 31 legalen Zugangswege erleichtern Integration, entlasten das Asylsystem und verringern
 32 die Risiken irregulärer Migration. 
 33 Der Koalitionsvertrag sieht dazu folgendes vor: „Wir werden freiwillige 
 34 Bundesaufnahmeprogramme soweit wie möglich beenden (zum Beispiel Afghanistan) und 
 35 keine neuen Programme auf㘶egen.“ (Zeilen 2972-2974). 

 36 4. Gefährliche Stigmatisierung durch migrationspolitische Rhetorik stoppen  

 37 Die AWO fordert eine klare Abkehr von populistischer Sprache hin zu einem inklusiven
 38 Verständnis von Gesellschaftspolitik. Soziale Fragen dürfen nicht auf dem Rücken von
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 39 Migrant*innen ausgetragen werden. 
 40 Pauschale Vorurteile gegenüber Menschen, die in Deutschland Schutz suchen fördern die
 41 gesellschaftliche Spaltung, wie beispielsweise folgender Satz aus dem
 42 Koaltitionsvertrag: „Die Anreize, in die Sozialsysteme einzuwandern, müssen deutlich 
 43 reduziert werden.“ (Zeile 2963)

 44 5. Positive Ansätze weiter ausbauen und nichtisoliert denken (ganzheitlich denken) 

 45 Die AWO begrüßt Maßnahmen wie die Förderung von Integrationskursen, der Sprach-Kitas
 46 sowie das Ziel der Weiterentwicklung und auskömmlichen Finanzierung der
 47 Migrationsberatung für erwachsene Zugewanderte. Dies müssen jedoch Teile einer
 48 umfassenden Strategie sein, die Migration als Bereicherung versteht. Der Vertrag
 49 erwähnt zwar die oben genannten Ansätze (siehe Zeilen 3056-3060), allerdings ist der
 50 grundsätzliche Blick auf Migration negativ geprägt. 

 51 6. Integration als partnerschaftlichen Prozess verstehen 

 52 Integration kann nur erfolgreich sein, wenn sowohl Aufnahmegesellschaft als auch die
 53 Eingewanderten gemeinsam Anstrengungen für eine gelingende Integration unternehmen.
 54 Die geplanten verpf㘶ichtenden Integrationsvereinbarungen vermitteln jedoch ein
 55 Verständnis, nach dem Integration alleine Bringschuld der Eingewanderten sei. So
 56 heißt es in Zeile 3061 des Vertrages dazu: „Eine verpf㘶ichtende 
 57 Integrationsvereinbarung soll künftig Rechte und Pf㘶ichten def㘶nieren.“

 58

 59

 60

Darum lehnt die AWO eine migrationspolitische Strategie ab, die Vielfalt als 
Risiko und Migration als Bedrohung darstellt

 61

 62

Vielmehr versteht die AWO Migration als Chance für eine offene, innovative und 
sozial gerechte Gesellschaft

 63

 64

Für die AWO stärkt Vielfalt den gesellschaftlichen Zusammenhalt, wenn 
Integration partnerschaftlich gestaltet wird

 65

 66

Deswegen setzt sich die AWO für eine Politik ein, die Migration aktiv begrüßt, 
Schutzrechte achtet und gleichberechtigte Teilhabe fördert

Begründung
Die Arbeiterwohlfahrt steht für Solidarität, Toleranz, Freiheit, Gleichheit und Gerechtigkeit. Aus dieser 
Wertehaltung heraus fordern wir eine migrationspolitische Wende: hin zu einer Politik, die Migration als 
Motor für Fortschritt und gesellschaftliche Resilienz anerkennt und gestaltet. Nur so bleibt Deutschland 
zukunftsfähig, demokratisch und sozial gerecht. Integration gelingt nur, wenn Aufnahmegesellschaft und 
Eingewanderte gemeinsam Verantwortung übernehmen und sich aktiv für Beteiligung, Respekt und 
Solidarität einsetzen. Vielfalt und insbesondere Migration sind zentrale Triebkräfte für eine zukunftsfähige 
Gesellschaft.  

Menschen mit Migrationsgeschichte bringen neue Perspektiven, Erfahrungen und Fähigkeiten ein, die 
unsere Wirtschaft, unser Bildungssystem und unsere Innovationskraft nachhaltig stärken. Studien zeigen, 
dass diverse Teams in Unternehmen und Organisationen kreativer sind, bessere Problemlösungen 
entwickeln und wirtschaftlich erfolgreicher agieren. In einer alternden Gesellschaft sichert Migration nicht 
nur dringend benötigte Fachkräfte, sondern trägt auch zur Stabilität sozialer Sicherungssysteme bei. 
Darüber hinaus fördern vielfältige Lebensrealitäten den gesellschaftlichen Zusammenhalt und die 
Widerstandsfähigkeit gegenüber globalen Krisen. Migration schafft Netzwerke, kulturelle Offenheit und 
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wirtschaftliche Brücken über nationale Grenzen hinweg. Wenn Deutschland auch in Zukunft 
wettbewerbsfähig, sozial gerecht und innovativ bleiben will, muss Migration als Chance verstanden und 
aktiv gestaltet werden. Die neue Bundesregierung sollte deshalb klare Zeichen setzen: für Teilhabe, für 
gleichberechtigte Zugänge, für Menschenrechte und für eine Politik, die Vielfalt als Motor für Fortschritt 
und Wohlstand begreift – und nicht als Risiko. 
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